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Absender:

An das
Amtsgericht Biberach
Alter Postplatz 4
88400 Biberach

Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung nach dem 
Gewaltschutzgesetz
des/der  _____________________________________________________(Name, Vorname)
Geburtsdatum:______________________Staatsangehörigkeit:_______________________________
Straße, Hausnummer:_______________________________________________________________
PLZ, Wohnort:_____________________________________________________________________
gegenwärtiger Aufenthalt, falls vom Wohnort abweicht:______________________________________                 
– Antragsteller/in – 
Verfahrensbevollmächtigte/r/Rechtsanwalt: ______________________________________________
Gesetzliche Vertreter (Eltern bei minderjährigen Antragstellern, Betreuer bzw. 
Vormund):_________________________________________________________________________

gegen
den/die ________________________________________________________(Name, Vorname)
Geburtsdatum:_______________________Staatsangehörigkeit:_______________________________
Straße, Hausnummer:_________________________________________________________________
PLZ, Wohnort:_______________________________________________________________________
gegenwärtiger Aufenthalt, falls vom Wohnort abweicht:_______________________________________
– Antragsgegner/in –
Verfahrensbevollmächtigte/r/Rechtsanwalt:_________________________________________________
Gesetzliche Vertreter (Eltern bei minderjährigen Antragsgegnern, Betreuer bwz. 
Vormund):____________________________________________________________________________

Gemeinsame Kinder:__________________________________________________________________
___________________________________________________________________________________
(Name, Vorname, Geburtsdatum, Wohnort
Es wird beantragt, im Wege der einstweiligen Anordnung gem. § 1 und § 2 GewSchG und i.V.m. § 214 FamFG – wegen Dringlichkeit ohne mündliche Verhandlung – anzuordnen:
1. D. Antragsgegn. hat vorläufig die gemeinsam genutzte Wohnung in
_______________________________________________________________________________
d. Antragst. sofort zur alleinigen Benutzung zu überlassen, die Wohnung zu verlassen und d. Antragst. sämtliche zur Wohnung gehördenden Schlüssel herauszugeben.

2. Dem Antragsgegner/der Antragsgegnerin wird verboten:

· die Antragstellerin/den Antragsteller zu bedrohen, zu belästigen, zu verletzen oder sonst körperlich zu misshandeln,
· die Wohnung der Antragstellerin/des Antragstellers in____________________________________ zu betreten,
· sich in einem Umkreis von ________Metern der Wohnung der Antragstellerin/des Antragstellers aufzuhalten,
· sich der Antragstellerin/dem Antragsteller in einem Umkreis von _______ Metern zu nähern,
· der Antragstellerin/dem Antragsteller aufzulauern,
· den Arbeitsplatz der Antragstellerin/des Antragstellers in____________________________________________________________________ aufzusuchen,
· Verbindung zur Antragstellerin/zum Antragsteller, auch unter Verwendung von Fernkommunikationsmitteln, aufzunehmen und
· Zusammentreffen mit der Antragstellerin/dem Antragsteller herbeizuführen.

3. Sollte es zu einem zufälligen Zusammentreffen kommen, hat der Antragsgegner/die Antragsgegnerin sofort einen Abstand von mindestens _______________ Metern herzustellen.

4. Dem Antragsgegner/der Antragsgegnerin wird für den Fall der Zuwiderhandlung gegen die Anordnungen in Ziffer 1 und 2 ein Ordnungsgeld bis zu 250.000 EUR ersatzweise Ordnungshaft oder Ordnungshaft bis zu 6 Monaten angedroht.
5. 	Die sofortige Wirksamkeit und die Zulässigkeit der Vollstreckung vor der Zustellung an den Antragsgegner/die Antragsgegnerin werden angeordnet.
6. 	Die Kosten des Verfahrens trägt der Antragsgegner/die Antragsgegnerin.
7. 	Der Verfahrenswert wird auf 1.000 EUR festgesetzt.

Mir ist bekannt, dass dieser Antrag Gerichtskosten nach sich ziehen kann. 
· Ich bin in der Lage, diese zu bezahlen.
· Ich bin nicht in der Lage, diese zu bezahlen. Daher stelle ich folgenden
Verfahrenskostenhilfe-Antrag:
Es wird beantragt, der Antragstellerin/dem Antragsteller für das Verfahren Verfahrenskostenhilfe zu bewilligen. 
Das Formular „Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse“ ist 
· beigefügt.

· wird nachgereicht binnen 1 Woche.

(Das notwendige Formular „Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse“ ist über die Homepage des Amtsgerichts Biberach „amtsgericht-biberach.justiz-bw.de“ unter – Service – Formulare oder vor Ort beim Amtsgericht Biberach erhältlich.)




Begründung:
Ich lebe mit dem Antragsgegner dauerhaft zusammen:
· Ja, seit dem ______________________________________

· Ja, aber seit dem______________________________nicht mehr.

· Nein

Ich kenne den Antragsgegner, weil:



Vor dem nachfolgend geschilderten konkreten Vorfall gab es bereits Probleme:

D. Antragsgegn. hat mich in der Vergangenheit

· geschlagen 

Wann:_____________________

wie häufig:______________________

Verletzungen:____________________________________

· bedroht/belästigt 

Wann:______________________

wie häufig___________________

Art der Bedrohung_____________________

welche Worte:_______________________________

Weitere Darstellung des Sachverhalts mit Zeit, Ort, Beteiligte, Ablauf und Folgen der Tat/Bedrohung - körperliche Gewalt durch Schlagen womit, wohin, durch Schubsen wogegen usw., werfen mit Gegenständen wohin, verbale Bedrohung mündlich oder in welcher Form (SMS, Telefon, Inhalt?). Die Schilderung des Vorfalls/der Vorfälle sollte so genau wie möglich erfolgen.

















[bookmark: _GoBack]Verwenden Sie evtl. auch die Rückseite oder ein gesondertes Blatt, wenn dieser Platz nicht ausreicht!
Ich habe am______________________ Anzeige bei der Polizei wegen_________________________ erstattet bzw. habe die Polizei aufgesucht, aber keine Anzeige erstattet.
· Dies betrifft den aktuellen Vorfall

Eine Kopie der Bestätigung der Aufnahme der Anzeige

· reiche ich unaufgefordert nach

· habe ich beigefügt


· Die Polizei hat folgendes veranlasst:


Als Beweis für meine Angaben füge ich folgendes bei: 
· ärztliches Attest vom:
· ____________________________________________________________________________________
· ____________________________________________________________________________________

Folgende Personen können den Vorfall bezeugen:
(bitte Zeugen mit vollständigem Namen, Adresse und Telefonnummer angeben):


In Kenntnis der Strafbarkeit einer falschen eidesstattlichen Versicherung versichere ich hiermit die Richtigkeit und Vollständigkeit meiner Angaben.
Gesetzestext:
§ 156 Falsche Versicherung an Eides Statt
Wer vor einer zur Abnahme einer Versicherung an Eides Statt zuständigen Behörde eine solche Versicherung falsch abgibt oder unter Berufung auf eine solche Versicherung falsch aussagt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 161 [1] Fahrlässiger Falscheid; fahrlässige falsche Versicherung an Eides Statt
(1) Wenn eine der in den §§ 154 bis 156 bezeichneten Handlungen aus Fahrlässigkeit begangen worden ist, so tritt Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe ein. 
(2) 1Straflosigkeit tritt ein, wenn der Täter die falsche Angabe rechtzeitig berichtigt. 2Die Vorschriften des § 158 Abs. 2 und 3 gelten entsprechend. 

Fussnoten

_________________________________                            ________________________________
Ort, Datum                                                                             Unterschrift 
     des Antragstellers/der Antragstellerin bzw. 
     dessen gesetzlichen Vertreters 
Weitere Angaben, die nicht Bestandteil des Antrages sind, dem Gericht aber zur weiteren Bearbeitung mitgeteilt werden:
Das Gericht kann mich unter folgender Telefonnummer jederzeit erreichen:


Die Telefonnummer des Antragsgegners/der Antragsgegnerin ist mir wie folgt bekannt:

______________________________________________________________________________________________

Der Antragsgegner/die Antragsgegnerin arbeitet bei folgendem Arbeitgeber:

______________________________________________________________________________________________
